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Adenauer wurde neunzig 
Gratulationscour in der Bonner Beethovenhalle und im Bundestag 

~ Der neunzigste Geburtstag des ersten Kanzlers der Bundesrepublik wurde 
<i einem überwältigenden Dank an Dr. Konrad Adenauer. An der Spitze der 
Gratulanten aus dem öffentlichen Leben, der Unionsparteien sowie der ver- 
schiedenen Organisationen und Verbände stand Bundesminister Dr. Heinrich 
Krone. Er ist einer der Männer, die seit Jahren Weggefährten Adenauers in 
der politischen Arbeit gewesen sind. 

Dr. Krone sagte in seiner Geburtstags- 
ansprache u. a.: 

„Lassen Sie mich das, was ich zu sa- 
gen habe, mit der Wiedergabe einer klei- 
nen  Begebenheit beginnen: 

Man hatte im kleinen Kreise über man- 
ches gesprochen und, wie es nicht gerade 
selten vorkam, das Gespräch ging in eine 
allgemeine Plauderei über; über Gott und 
die Welt, über die Menschen, wie sie 
nun einmal sind, und wie man am besten 
mit  ihnen   in   der  Politik  zurechtkommt. 

Bei einer dieser politischen Plaude- 
reien war vom Alter und vom Altwerden 
die Rede. 

Es waren Sie, Herr Bundeskanzler, der 
von einem der Großen dieser Zeit, so 

''^n die Jahrhundertwende herum, erzähl- 
te. Er war neunzig Jahre alt geworden, 
und als man ihm gratulierte und meinte, 
so einige Jahre sollten und müßten ihm 
doch noch vergönnt sein, da habe der 
Gefeierte etwas spitz aber souverän ge- 
antwortet, warum denn nur so einige, 
wenige Jahre, er halte dafür, daß man 
der göttlichen Vorsehung mit solchen 
Wünschen doch keine Grenzen setzen 
solle. 

Nun, der das damals erzählte, ist heute 
selber neunzig Jahre alt. Rüstig wie eh 
und je ist er unter uns. Tag um Tag sieht 
ihn der Bundestag. Sein Kalender ist voll 
ausgefüllt, und im letzten Wahlkampf 
fing es wochenlang am Morgen mit den 
Reisen durchs Land an, und spät am 
Abend erst war Feierabend. 

Ich meine, wo dem so ist, was können 
wir Gratulanten besseres tun, als daß 
wir uns den Ausspruch jenes Neunzig- 
jährigen zu eigen machen, von dem der 
Kanzler damals erzählte. Auch wir sollten 
mit unseren Wünschen dem Herrgott 
keine Grenzen setzen, und dann kann es 
nichts schaden, wenn wir mit unseren 
guten Wünschen nicht sparsam sind. 

Die geschichtliche Leistung Konrad 
Adenauers ist unbestritten. Sie be- 
steht darin, daß dieser Mann nach 
1945/1949 dem Sieger Schritt um 
Schritt die ihm zugefallene alleinige 
Hoheit abrang. Sie besteht nicht we- 
niger in der Erkenntnis, daß  dieses 

Ich glaube an Europa 

neue Deutschland seine Selbständig- 
keit nicht mißbrauchen dürfe, son- 
dern sich in bewußter Abkehr vom 
Nationalismus in die Gemeinschaft 
der freien Völker einordnen müsse. 
Die Freundschaft mit der freien Welt 
— das ist die große geschichtliche 
Leistung dieses Mannes — daß die 
Sieger über Deutschland unsere 
Partner wurden. 

Dafür dankt Ihnen das deutsche 
Volk, dafür zollt Ihnen die freie Welt 
hohe Anerkennung, und auch der 
Gegner hat vor diesem Manne den 
Respekt, der der Leistung zukommt." 

T T     w       u  auD' ü* K0nrad Adenauer steht noch mitten im politischen 
Leben. Wie sehr ,hn die aktuellen Fragen unserer Zeit berühren   ze gt ein 

worden ist" Janu"-A^abe der Zeitschrift „Europa" ve offen licn" 

Die Frage nach der Entwicklung Euro- 
pas beschäftigt die Völker und die ver- 
antwortlichen Politiker unseres Konti- 
nents. In diesen Zeiten hört man täglich 
die besorgten Fragen nach der Zukunft 
Europas. Man spricht sogar von einer 
Krise, aus der ein Ausweg vorerst nicht 
zu sehen sei. Es ist nicht zu leugnen, daß 
die europäische Entwicklung an einem 
Punkt angelangt ist, von dem aus jeder 
weitere Schritt nach vorn mit Bedacht 
und nüchterner Überlegung getan werden 
muß. Je näher man dem Ziel ist, um so 
kürzer werden die Schritte, um so be- 
schwerlicher wird jeglicher Fortschritt. 
Das ist die allgemein gültige Erfahrung 
der Politik, und sie trifft natürlich auch 
auf die europäische Entwicklung zu. 

Ich bin daher trotz mancher unnötigen 
Verzögerung und trotz des angeblichen 
Stillstands keineswegs pessimistisch. Der 
europäische Gedanke ist für die Völker 
unseres Kontinents ein wesentlicher Be- 
standteil der politischen Wirklichkeit ge- 
worden, und ich bin fest davon überzeugt, 
daß sich die Uhren nicht mehr zurück- 
drehen lassen. Es wäre verhängnisvoll, 
wenn wir angesichts gewisser Unzuläng- 
lichkeiten resignieren wollten, es wäre 
vollends verantwortungslos, wenn wir 
unsere ganze Energie darauf verwenden 
würden, nach dem oder den Schuldigen 
zu fahnden  oder  die  Schuld  immer nur 

bei anderen zu suchen. Es ist weder klug 
noch gerechtfertigt, den Vorwurf des wie- 
lrv o,e^enden nationalen Egoismus aus- 

schließlich gegen die übrigen Partner zu 
erheben. 

Aber ich will mich dabei nicht länger 
aufhalten, weil ich das heute Erreichte zu 
hoch veranschlage und zu genau weiß, 
daß gegenseitige Vorwürfe noch nie zu 
guten Ergebnissen geführt haben. Nie- 
mand wagte 1945 nach dem Zusammen- 
bruch Europas zu hoffen, daß dieser zer- 
schlagene, von gegenseitigem Haß vergif- 
tete Kontinent nach weniger als 20 Jah- 
ren einen gemeinsamen Markt würde 
schaffen können, vor dem die gesamte 
Welt Respekt hat und der eine wirtschaft- 
liche Großmacht ersten Ranges darstellt, 
mit der selbst die beiden größten Indu- 
strienationen, die USA und die UdSSR, 
rechnen müssen. 

Das ist eine große geistige und mora- 
lische Leistung, auf welche die sechs Na- 
tionen, die dieses Werk in Angriff ge- 
nommen haben, mit Recht stolz sein kön- 
nen. Wenn uns anfangs die Begeisterung 
nach vorne getrieben hat, so muß uns 
heute die Geduld, die Beharrlichkeit und 
die Nüchternheit leiten. Ich selbst glaube 
an Europa, und ich rufe alle Europäer auf, 
mutig, optimistisch und zielbewußt ans 
Werk zu gehen. 
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Bedenklicher Scherz 
Eklatanter politischer Fehltritt des Berliner Senats 

Zwei Geschehnisse in Berlin haben im auslaufenden alten Jahr die Berliner 
Öffentlichkeit erregt: der Mord an der Mauer in der letzten Weihnachtsnacht 
und das Ost-West-Kabarett „Die dreckigen zwanziger Jahre" am Sylvester- 
abend in der Kongreßhalle. 

Weder die ersten Ankündigungen die- 
ser kabarettistischen Sylvestershow mit 
Künstlern aus dem Westen und mit Ver- 
tretern des kulturellen Lebens in Ost- 
berlin noch die dafür verantwortlich zeich- 
nende Konzert- und Gastspielagentur Bie- 
sold (durch links-tendenziöse Veranstal- 
tungen hinreichend bekanntgeworden) 
hatten die Berliner Senatsstellen hellhö- 
rig gemacht. Selbst Namen östlicher Pro- 
tagonisten wie Rolf Ludwig, Käthe Rei- 
chel und Gisela May, die seinerzeit den 
Bau der Mauer begrüßt hatte, auch wenn 
er für die Menschen in Berlin „Opfer" 
mit sich brächte, und die zu den Mitwir- 
kenden dieses Kabarettsabends zählte, 
vermochten den Senat nicht nachdenk- 
licher  zu stimmen. 

Als dann zu Weihnachten ein junger 
Dortmunder von Ulbrichts „Grenzwäch- 
tern" erschossen wurde, als Hanne Wie- 

Verbesserungen angeregt 
Der Arbeitskreis für Kriegsopferfragen 

der CDU in Niedersachsen behandelte 
auf einer Sitzung in Hannover einzelne 
Punkte des von der Bundesregierung neu 
angekündigten Dritten Neuordnungsge- 
setzes. 

Der Vorsitzende Ernst Buddensieg, 
Hannover, erklärte nach der Diskussion: 

% daß die dynamische Anpassung der 
Kriegsopferversorgung nicht von der 

Beamtenversorgung abhängig gemacht 
werden sollte. Die Beamtenversorgung 
sei nicht dynamisch und unterliege der 
Gesetzgebung des Bundes und der Län- 
der. Die dynamische Anpassung der 
Kriegsopferversorgung müsse deshalb an 
die allgemeine Bemessungsgrundlage in 
der Rentenversicherung unter Einfügung 
einer Besitzstandsklausel erfolgen, 

# daß    die    Hinterbliebenenrenten    für 
Witwen   60%   der   Versorgungsrente 

des Ehemannes betragen sollten. Der 
Grundsatz der Regelung bei den Witwen- 
renten in der Sozialversicherung sei hier 
zu berücksichtigen, 
# daß die Verbesserung des Berufsscha- 

dens durch eine Angleichszulage her- 
beizuführen sei, sowie 
# daß der Status der versorgungsberech- 

tigten Hinterbliebenen bei Überschrei- 
tung einer festzusetzenden Einkommens- 
grenze auch ohne Geldleistungen erhalten 
bleiben muß. Der Versorgungsstatus be- 
zieht sich für diesen Personenkreis auf 
Krankenbehandlung   und   Heilfürsorge. 

Die Erklärung des Bundesarbeitsmini- 
sters Katzer, das dritte Neuordnungsge- 
setz im Bundestag einzubringen und zu 
verabschieden, wurde einhellig begrüßt. 
Abschließend wurde von den Ausschuß- 
mitgliedern auch darauf hingewiesen, daß 
die Prüfung der Hinterbliebenenrenten 
insbesondere für Witwen ohne neue An- 
tragstellung von Amts wegen erfolgen 
könnte, weil es der Fürsorgepflicht des 
Staates gegenüber den Kriegsopfern ent- 
spräche. 

der und Helen Vita ihre Teilnahme an 
der Veranstaltung mit der Begründung 
absagten, ein gemeinsames Auftreten mit 
der Kommunistin Gisela May sei für sie 
nicht zumutbar, sahen Kultussenator 
Stein und Verkehrssenator Theuner noch 
immer keinen Anlaß, zu intervenieren. 
Stein erklärte einen Eingriff nur dann für 
gerechtfertigt, wenn es um „ganz große 
politische Prinzipien" ginge, und Theuner, 
der den Vertrag mit der Agentur gutge- 
heißen hatte, meinte schlankweg, ihm 
sei von einer Beteiligung Ostberliner Ka- 
barettisten nichts bekannt gewesen. 

Gleichzeitig versuchte ein Sprecher die 
Lethargie der Senatsmannen mit den 
Worten zu rechtfertigen, die freiheitliche 
Ordnung in Westberlin sei stark genug, 
auch Gisela May zu „verkraften". Dieser 
Satz verstärkte den Eindruck öffentlicher 
Kreise, der Senat könne oder wolle in 
dieser Sache nicht aktiv werden. „Wir 
haben in der Tat schon mehr verkraftet," 
schrieb der Westberliner „Tagesspiegel", 
„nicht zuletzt solche am Kern des Pro- 
blems vorbeigehenden Senatskommen- 
tare. Ob man es für richtig hält, dieses 
Programm mit diesen Mitwirkenden zu 
diesem Zeitpunkt an dieser Stelle in 
Szene setzen zu lassen, ist eine Frage der 
Würde, der Selbstachtung, des Stils." 

Auch die Berliner CDU mißbilligte das 
kabarettistische Ost-West-Treffen und 
rief die Berliner zum Boykott dieser Ver- 
anstaltung   auf.   Es   sei   eine   Zumutung, 

daß in der Kongreßhalle Befürworter der 
Mauer aufträten, hieß es in der Erklä- 
rung, während an dieser Mauer weiter- 
hin wehrlose Menschen umgebracht wür- 
den. In einem Offenen Brief fragte der 
CDU-Abgeordnete Wolff den Regieren- 
den Bürgermeister Brandt, ob es in dem 
gegenwärtigen Senat niemanden mehr 
gäbe, der sich ob solcher Veranstaltung 
— noch dazu in der Kongreßhalle — 
schäme und angesichts der Mauer-Morde 
ein Empfinden dafür habe, daß das Auf- 
treten kommunistischer Künstler ein 
Schlag ins Gesicht für die Mehrzahl der 
Berliner Bürger sein müsse. Gleichzeitig 
warnte Wolff davor, die „erschreckend 
zunehmende kommunistische Infiltra- 
tion" zu verharmlosen und ihr mit Un- 
tätigkeit zu begegnen. 

In einem Kommentar der Welt vom 
3. Januar 1966 zu dem kümmerlichen Ver- 
halten des Berliner Senats in dieser 
Affäre heißt es: „Es ist unbegreiflich, daß 
beim Berliner Senat für solche Eventua- 
litäten keine Regelung besteht. Man kann 
daher nicht umhin, sein Verhalten fahr- 
lässig zu nennen. Was auch immer der 
Veranstalter den Beamten der Verwal- 
tung Verkehr gesagt hat, ob er die Kunst 
ler aus dem Osten verschwieg oder o 
er es vergaß, bei ihrer Nennung ihre 
Herkunft hinzuzufügen — der Senat hat 
es sich zu leicht gemacht. 

So kam es, daß in einem offiziösen Ge- 
bäude ein Programm abrollte, in dem an 
Hand der ,dreckigen zwanziger Jahre' 
auf .gesamtdeutsche Art' unterschwellig 
Stimmung gemacht wurde. Gegen wen? 
Das Programm bevorzugte Texte, in de- 
nen die Parteien durch den Kakao ge- 
zogen wurden, die an der Erhaltung der 
Weimarer Republik interessiert waren: 
die SPD und das Zentrum. Ihre Erben 
sind seltsamerweise auch heute die Stüt- 
zen der freiheitlichen Gesellschaft in 
Deutschland." 

Eine Initiative der CDU 
Auch für Niedersachsen ein Immissionsschutzgesetz verabschiedet 

Einstimmig  hat der niedersächsische  Landtag  ein  Immissionsschutzgesetz 
verabschiedet, das dem Schutz der Bevölkerung vor Luftverunreinigungen und 
Lärmbelästigung dient. Das wichtige Gesetz füllt Lücken aus, die sich aus det 
bisherigen Nebeneinander von Bundes- und Landesgesetzen für dieses Gebiet 
ergaben. Der Landtag folgte damit einer Initiative der CDU-Fraktion. 

Wie der CDU-Landtagsabgeordnete 
Watermann als Berichterstatter der für 
die Beratung des Gesetzes zuständigen 
Ausschüsse erklärte, folgt Niedersachsen 
weitgehend entsprechenden bewährten 
Landesgesetzen von Baden-Württemberg 
und Nordrhein-Westfalen. 

über die Notwendigkeit des Gesetzes 
sagte Watermann u. a.: „Es sucht Men- 
schen vor gesundheitlichen Gefahren und 
vermeidbaren Belästigungen zu schützen 
und beschränkt sich auf die Abwehr von 
erheblichen Nachteilen und erheblichen 
Belästigungen — dies alles aber nur 
soweit, wie es der jeweilige Stand der 
Technik gestattet und wie es wirtschaft- 
lich vertretbar ist. Damit ist zugleich auf 
die Möglichkeiten des kleinen Hand- 
werksbetriebes Rücksicht genommen. Die 
entscheidende Bedeutung dieses Gesetzes 
wird in seiner erzieherischen Wirkung 
liegen". 

Der CDU-Abgeordnete Dr. Müller-Hac- 
cius wies als einziger Diskussions- 
redner   die   Besorgnis   der   Bauwirtschaft 

zurück, daß das Gesetz über das Bundes- 
gesetz zur Bekämpfung des Baulärms hin- 
aus zusätzliche Auflagen erteile. Diese 
Materie sei durch das Bundesgesetz ab- 
schließend geregelt worden. 

Durch die Verabschiedung des Gesetzes 
wurde eine Große Anfrage der SPD- und 
der FDP-Fraktion zu den behandelten 
Problemen   gegenstandslos. 

Bund  finanziert  Spanien-Gastspiel 
Rund 45 000 DM Zuschuß leistet das 

Auswärtige Amt für ein Gastspiel des 
Staatstheaters Braunschweig, das im Ja- 
nuar 1966 in Spanien stattfinden soll. 
Ohne die Initiative des Braunschweiger 
CDU-Bundestagsabgeordneten Dr. Hans- 
Edgar Jahn hätte das Gastspiel ausfallen 
müssen, da das niedersächsische Kultus- 
ministerium wegen der schlechten Finanz- 
lage des Landes keine Mittel mehr für 
derartige Zwecke zur Verfügung hat. 



Das Abkommen fehlt 
Der Bund gibt Geld für Medizinische Akademien 

Die Frage, ob Wissenschaft und Forschung in der Bundesrepublik genügend 
Bedeutung beigemessen wird, ist ein immer wiederkehrendes Diskussions- 
thema der Öffentlichkeit. Der Bundesminister für wissenschaftliche Forschung, 
Dr. Stoltenberg, hat vor kurzem in einem Rundfunkinterview zu diesen 
Themen Stellung genommen. 

Er setzte sich darin für ein stärkeres 
Erkennen der Notwendigkeiten auf die- 
sen wichtigen Gebieten des öffentlichen 
Lebens ein, ohne dabei die Möglichkeiten 
zu übersehen, die bei der angespannten 
Haushaltslage gegeben sind. 

Diese Frage wurde auch von dem kul- 
turpolitischen Informationsdienst unter- 
sucht, der von dem Kulturpolitischen Büro 
der Landtagsfraktionen und der Bundes- 
tagsfraktion der CDU/CSU herausgege- 
ben wird. In der zweiten Dezember-Num- 
mer hieß es dazu u. a.: 

Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
erhalten vom Bund Zuschüsse in Höhe 
von insgesamt 20 Millionen DM für den 
3au ihrer Medizinischen Akademien in 

t^rtannover und Lübeck. Der Zuschuß ist 
als Bindungsermächtigung im Bundes- 
haushalt für das Jahr 1965 ausgewiesen. 
15 Millionen DM soll davon Hannover 
erhalten. Fünf Millionen DM gehen an 
die geplante Medizinische Akademie in 
Lübeck. Auch in den Bundeshaushalt 1966 
soll wieder ein Betrag für die Medizini- 
schen Akademien eingesetzt werden. 

Diese Bundesausgaben stellen einen 
Präzedenzfall für eine Beteiligung des 
Bundes an Neugründungen dar. Noch im- 
mer fehlt ein Abkommen zwischen Bund 
und Ländern über diese Angelegenheit. 
Die Bundesregierung will in den Fällen, 
in denen sie sich bei Neugründungen 
finanziell beteiligt, über den Wissen- 
schaftsrat an den Planungen, nicht jedoch 
an   der  Verwaltung   beteiligt   sein.   Dar- 

über stehen noch schwierige Verhandlun- 
gen bevor, schon weil auch davon die 
Planungen von den bestehenden Hoch- 
schulen betroffen werden könnten. Vor 
fünf Jahren war der Wissenschaftsrat bei 
den bestehenden Hochschulen noch von 
einem Bedarf von 2,5 Milliarden DM aus- 
gegangen. Inzwischen hat dieses Pla- 
nungsvolumen 9 bis 10 Milliarden DM er- 
reicht. Die Länder hatten die Hoffnung, 
daß sich der Bund mit etwa 500 Millio- 
nen DM am Hochschulausbau beteiligen 
und dann die Hälfte der in Rechnung ge- 
stellten Kosten von jährlich einer Mil- 
liarde DM tragen würde. Abgesehen von 
der finanziellen Zwangslage, die es dem 
Bund unmöglich macht, diesen Wunsch zu 
erfüllen, wehrt sich die Bundesregierung 
auch prinzipiell gegen den Gedanken, 
50% der Kosten für den Hochschulaus- 
bau zu übernehmen. 

Selbst nach einer, bei den bisher be- 
kanntgewordenen Zahlen möglichen Be- 
teiligung des Bundes an der Finanzie- 
rung von Hochschulneugründungen, 
könnte Bonn nur etwa 375 Millionen DM 
aufbringen. Obwohl dieser Betrag um 
100 Millionen DM über der Leistung des 
Vorjahres liegen würde, wären die 
Wünsche der Hochschulen immer noch 
weitgehend unerfüllt. Auf jeden Fall wer- 
den im Jahre 1966 die Ausgaben auf die- 
sem Sektor hinter den begründeten An- 
forderungen zurückbleiben müssen, da 
auch die Länder nicht in der Lage sein 
werden,  alle Projekte zu finanzieren. 

4 000 Fluchtversuche 
Eine Befragung des Bundesgrenzschutzes 

j\ Nach Angaben des Bundesgrenzschutzes versuchten mehr als 4000 Menschen 
-•Seit dem 1. Januar 1965, über die Zonengrenze in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu fliehen. Nur jeder dritte Fluchtversuch gelang. 

Das ergaben Befragungen ehemaliger 
aktiver Grenzsoldaten der Sowjetzone, 
die in den letzten Wochen und Monaten 
in die Bundesrepublik Deutschland ge- 
flüchtet sind. Während im Jahr 1964 ins- 
gesamt 1674 Personen in die Bundesrepu- 
blik Deutschland flüchten konnten, ge- 
lang die Flucht im Zeitraum vom 1. Ja- 
nuar bis 31. Oktober 1965 1233 Perso- 
nen. Die Zahl derjenigen, deren Flucht- 
versuch mißlingt, ist durch Beobachtung 
der Vorgänge an der Demarkationslinie 
vom Bundesgebiet aus nicht mit Sicher- 
heit     festzustellen.     Maschinenpistolen- 

Kommission gebildet 

Die niedersächsische CDU-Landtags- 
fraktion hat eine aus sachverständigen 
Abgeordneten und Vertretern der Kom- 
munalpolitischen Vereinigung der CDU 
bestehende Kommission gebildet, die die 
Fraktion bei der Vorbereitung für die 
geplante Gebietsneuordnung und Ver- 
waltungsreform beraten soll. 

Feuerstöße, Einzelschüsse und abgeschos- 
sene Leuchtkugeln können ebenso einen 
entdeckten Fluchtversuch bedeuten wie 
eine Übung der sowjetzonalen Grenz- 
truppe. 

Selbst wenn Beamte des Bundesgrenz- 
schutzes oder des Zollgrenzdienstes un- 
mittelbar an der Demarkationslinie die 
Festnahme eines Flüchtlings beobachten, 
kann es sich in Wirklichkeit um eine 
makabre Übung handeln. Genauere An- 
gaben können deshalb nur geflüchtete 
Angehörige der NVA-Grenztruppe 
machen. Aus diesen Aussagen geht her- 
vor, daß rund 50 Prozent der Flüchtlinge 
innerhalb der 5-km-Sperrzone von Strei- 
fen der „Volkspolizei" oder durch die 
„Hinterlandsicherung" der Grenztruppe 
aufgegriffen werden. Etwa weitere 20 Pro- 
zent der Flüchtlinge werden kurz vor 
oder im 500-m-Schutzstreifen gestellt. 
Demnach läßt sich aus den geglückten 
Fluchtunternehmen vom 1. Januar bis 
31. Oktober 1965 errechnen, daß mehr 
als 4000 Personen die Flucht versucht 
haben. 

/nfm VKandi 
ar. Wenn einer heutzutage neunzig 

wird, dann pflegt der Reporter der 
Fernsehregionalsendung zu ihm ins 
Haus kommen, der Bürgermeister oder 
gar der Landrat, und alle bescheini- 
gen dem Jubilar „körperliche und 
geistige Frische". Nicht so bei Kon- 
rad Adenauer. Wer Gelegenheit hatte, 
die Geburtstagsfeierlichkeiten unseres 
Parteivorsitzenden im Fernsehen oder 
aus der Nähe mitzuerleben, dem ist 
klar geworden, wie wenig bei diesem 
einzigartigen Manne die hergebrach- 
ten Formeln und Floskeln passend er- 
scheinen, die man für so seltene Ge- 
burtstage zur Verfügung hat. 

Da stand einer, aufrecht und kerzen- 
grade, und die Welt war bei ihm zu 
Gast. Man drängte sich, ihm seine 
Glückwünsche darzubringen, und es 
war, wie schon die letzten Adenauer- 
Geburtstage, nur noch in vermehrtem 
Maße, ein Familienfest von Partei, 
Bundestag und Staat. Ein Familienfest, 
wie es nur zur Ehre einer Persönlich- 
keit gefeiert werden kann, die in 
ihrem Leben die ganze Fülle unserer 
Zeit verkörpert, und der man dafür 
die zukommende Ehre zollt. 

Konrad Adenauer, der vielfach Ge- 
ehrte, nahm die Glückwünsche ge- 
lassen, aber auch gerührt entgegen. 
Er hat gesehen, daß die vielen Gra- 
tulanten nicht kamen, um der Sensa- 
tion von Konrad Adenauers neunzig- 
stem Geburtstag beizuwohnen, son- 
dern er hat spüren können, daß hin- 
ter all dem Gepränge, aber auch hin- 
ter manchem stillen Händedruck der 
Dank einer Nation stand. Der Ge- 
burtstag war eine Treuekundgebung 
seiner Partei, eine Danksagung der 
Bürger und ein Fest der Treue und 
des Dankes für alle, die seinen Weg 
mitgegangen sind. 

Manchmal, wenn der Strom der Gra- 
tulanten allzu heftig heranwogte, 
konnte sich der Betrachter fragen, ob 
denn der ganze Trubel dem Jubilar 
selber Spaß machte. Wer Konrad Ade- 
nauer dabei beobachtete, wie er von 
Zeit zu Zeit einem Enkel über den 
Kopf strich, wie er in gewohnter 
Weise den Gratulanten mit einem 
kleinen Witzwort antwortete, der 
merkte es: der Neunzigjährige stand 
seinen Ehrentag wie eh und je in be- 
wunderungswürdiger Selbstbeherr- 
schung durch, weil er wußte, wieviel 
mehr hinter dem allen steckt als pure 
Sensationshascherei. 

Es war ein Tribut an die Größe, es 
war aber auch eine Spur von Ab- 
schied dabei. Für die CDU, die am Ge- 
burtstag Konrad Adenauers wußte, 
daß er sich im März beim Parteitag 
nicht mehr zur Wahl stellen wird, 
hieß es auch zugleich, sich auf eine 
Zeit vorzubereiten, in der Konrad 
Adenauer nicht mehr mit der Last des 
Parteivorsitzers beladen ist. Sein Erbe 
verpflichtet uns alle. Sein Werk stellt 
an alle Mitglieder der CDU die 
größten Anforderungen. Es geht dar- 
um, sich Konrad Adenauers würdig zu 
erweisen. 



Narren-Ärger 
Wirbel um „Hallo Nachbarn" - Und die Hintergründe? 

Wieder haben die Narren vom Hamburger „Hallo Nachbarn" für einigen 
Wirbel gesorgt. Es handelt sich um die letzte Sendung, bevor die Aulsichts- 
gremien des Nordeutschen Rundlunks sich mit den geringen Möglichkeiten 
zur Fortsetzung dieser qualitativ regelmäßig mißlingenden Sendung belassen 
wollten. Es stand so gut wie fest, daß diese schwache und trotz großem 
Auiwand schlecht gemachte Sendung eines unrühmlichen Todes sterben 
würde. Im Bewußtsein dieser Tatsache überdrehte man die letzte Ausgabe 
und baute einige strafrechtlich relevante Äußerungen ein, so daß der Inten- 
danz des NDR nichts anderes übrig blieb, als die Sendung abzusetzen. Da 
man die vermeintliche Zensur noch einem CDU-Mitglied anlasten konnte, 
obgleich Intendant Schröder (SPD) sich selbst für die Absetzung ausgespro- 
chen hatte, war das konstruierte Politikum perfekt. Auf diese Ebene gehört 
der Vorgang aber nicht, trotz der Proteste von SPD, DGB und IG Metall. 
Die im folgenden abgedruckten Pressestimmen machen das mit Recht ganz 
deutlich: 

„In der Silvesternacht hat die Münch- 
ner Lach- und Schießgesellschaft ihren 
ätzenden Wortwitz frei spielen lassen 
können. Nie und nirgends hatte das poli- 
tisch-satirische Kabarett soviel Freiheits- 
Spielraum. Denn es mault und attackiert 
nicht mehr in engen, kleinen Katakom- 
ben vor Grüppchen von Kennern, es hat 
über den Fernsehschirm die größtdenk- 
bare Publizität der Millionen — und soll 
sie haben. Die Münchner kamen den 
Hamburger Kollegen gleich kräftig und 
heftig zu Hilfe. Sie nannten den Hambur- 
ger Intendanten ein Würstchen, dem sie's 
schon heiß machen würden. Auch das sei 
den hilfreichen Kollegen nicht verwehrt. 
Aber Kabarettisten haben öffentliche Nar- 
renfreiheit, weil sie öffentliche Narren 
sind. Herren haben Narren legal ertragen 
und nicht selten sogar gefördert. Denn 
Herrschaft drückt, und Druck sucht sich 
Ventile. Hoffen wir, daß unsere Herren 
sich richtig verhalten, nämlich gelassen. 
Aber es gibt auch für Narren Grenzen. 
Wir meinen nicht die eines legal frag- 
würdigen und schwer definierbaren An- 
standes. Wir meinen die Grenzen der 
Kompetenz. Weil das Fernsehkabarett 
,Hallo Nachbarn" einmal seine Weisheit 
nicht los wurde, drohen die anderen soli- 
darisch mit Streik. Streik des politischen 
Kabaretts? Daß wir nicht lachen! Da 
machen sich nun gar die Narren lächer- 
lich. Herr Sammy Drechsel macht nicht 
mehr mit? Herr Wolfgang Neuss macht 
nicht mehr mit? Die Stachelschweine sind 
kollektiv solidarisch? Ei nun, liebe Nar- 
ren, dann laßt es eben bleibenI Narren, 
die aus der Rolle fallen, sind nicht mehr 
komisch. Wenn Leutchen, die durch ihr 
keckes Mundwerk ergötzen, sich selber 
strafen wollen, wer wird sie daran hin- 
dern? Wer wird sich von Kabarettisten 
bange machen lassen?" 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 3. 1. 66 

„Bei ,Papas Pantoffelkino' und seinen 
Nachbarn war im Mittwoch das Hallo 
groß. Da wagte doch ein stellvertreten- 
der Intendant, eine Sendung abzusetzen. 
Eine Sendung, in der vorwiegend Regie- 
rung, Rechtsstaat, ja die parlamentarische 
Demokratie madig gemacht wurden, mit 
Musik und Pfiff natürlich. Wollte da nicht 
ein .Stellvertreter' den (stark links hum- 
pelnden) Satiren-Hunden einen Maul- 
korb umbinden? Man war empört. Der 
Sprecher der Sendung, Schauspieler 
Münch,   fand   das  Abgesetzte   .besonders 

harmlos', und die SPD, selten Zielscheibe 
der .Nachbarn', sprach von einer .schwer- 
wiegenden Sache'. 

Wie wäre es, wenn diese Herren sich 
einmal über die Satzungen einer Rund- 
funkanstalt unterrichten ließen? Oder 
wenn die empörten Hörer sich über die 
Rechte und Pflichten einer öffentlich- 
rechtlichen Anstalt informierten? Zudem: 
Jeder Chefredakteur hat das Recht (und 
oft auch die Pflicht!), einzelne Beiträge 
nicht zu bringen. Warum will man einem 
Intendanten — obwohl Zeitung und Rund- 
funk nicht das gleiche sind — diese glei- 
chen Rechte streitig machen? 

Im klassischen Land der Demokratie 
hat die BBC drei Versuche unternommen, 
eine politisch-satirische Sendung zu brin- 
gen. Alle drei Versuche sind gescheitert, 
weil es so, wie man dachte, einfach nicht 
ging. Sollten unsere empörten ,Hallo- 
Leute' da nicht etwas vom Nachbarn in 
England lernen können?" 

Kölnische Rundschau, 31. 12. 1965 

„Der verantwortliche Intendant des 
Norddeutschen Rundfunks und sein Stell- 
vertreter haben die letzte Sendung von 
,Hallo Nachbarn' begutachtet, und sie 
sind zu der Entscheidung gekommen, daß 
sie ,in toto unsendbar' sei und abgesetzt 
werden müsse. Und so geschah es am 
letzten Mittwoch des alten Jahres. Seit- 
dem ist die Aufregung groß, wobei da- 
hingestellt sein mag, inwieweit sie nicht 
auch künstlich gesteuert ist. Denn keiner 
von denen, die diesen Lärm veranstalten, 
hat die Sendung gesehen. Sie können 
doch alle nur mehr oder weniger aus der 
hohlen Hand protestieren, auch Helmut 
Schmidt von der SPD, der Deutsche Ge- 
werkschaftsbund und die IG Metall. 

Entweder: Die Intendanz des Nord- 
deutschen Rundfunks trägt die Verant- 
wortung für das, was gesendet wird. 
Dann muß sie auch von dieser Verant- 
wortung Gebrauch machen, wenn sie es 
für nötig hält. Oder aber: Rundfunk und 
Fernsehen werden zur freien Wildbahn, 
auf der sich jeder nach Belieben austoben 
kann. Und dazu ist dieses Instrument der 
Öffentlichkeit sowohl seiner Bedeutung 
wie seiner öffentlich-rechtlichen Struk- 
tur nach nicht geeignet. Wer auf die 
freie Wildbahn gehen will, muß sich nach 
anderen Stätten seines Wirkens umsehen. 

Es spricht nicht für die Eignung des 
Leiters   der   Unterhaltungsabteilung   des 

Norddeutschen Rundfunks, Henri Regnier, 
wenn er sagt, daß er diese Lieblingskin- 
der als Ausgleich für die vielen .Schnul- 
zen'  brauche, die er produzieren müsse. 
Diesen   Ausgleich   sollte   er   sich   dann 
ebenfalls   anderswo   suchen.   Ganz   abge- 
sehen davon, daß er wenig Achtung vor | 
seiner Arbeit wie vor den Millionen sei- ! 
ner Zuschauer zu haben scheint, wenn er ! 
das,  was  er ihnen  sonst  zu bieten  hat, 
als .Schnulzen'  abwertet. 

Was aber nun ,Hallo Nachbarn' anbe- 
langt, so ist der junge Mann, der diese 
Sendung verbricht, nicht erst seit heute 
auf die schiefe Ebene geraten. Was hier 
als Satire und Zeitkritik geboten wurde, 
hatte nichts mehr mit Geist und Witz 
oder gar Charme zu tun, es waren meist 
recht verantwortungslose politische Tief- 
schläge unterhalb der Gürtellinie. Hier 
war die Freiheit über die Libertät offen 
zu   Libertinage   geworden." 

Die Welt, 3. 1. 1966 

„Die übliche Protest-Gemeinde ist wir 
gewohnt mit Sturmgepäck zur Stelle 
SPD, DGB, die Lach- und Schießgesell- 
schaft und ähnliche Institutionen, die ein 
Dauerabonnement auf die Verteidigung 
demokratischer Freiheiten haben, schie- 
ßen einträchtig auf die Intendanz des 
Norddeutschen Rundfunks. Der Grund: 
die Absetzung der Sendung ,Hallo Nach- 
barn", veranlaßt vom stellvertretenden 
Intendanten von Hammerstein, der zu 
allem Überfluß noch in der CDU ist. 
Wenn es da nichts zu protestieren und 
zu retten gäbe! 

Die Protestwelle war im voraus kal- 
kulierbar, Wer auf ihren Wogen reitet 
— von halblinks bis ganz links —, zeich- 
net sich durch eine vollautomatisierte 
Protestfähigkeit aus, die sich nicht dabei 
aufhält,   nach   den   Gründen   zu   fragen. 

SPD „fiel um" 

Entgegen der ersten Unmutsäuße- 
rung der SPD, es handele sich bei 
der Absetzung der Sendung „Hallo 
Nachbarn" um eine „schwerwie- 
gende Sache", hört man nun aus 
den Reihen der Opposition erheb- 
lich gedämpftere Töne. Auch in der 
Bonner SPD-„Baracke" hat es sich 
inzwischen herumgesprochen, daß 
von Hammerstein (CDU-Mitglied) 
im Auftrag des erkrankten Inten- 
danten Schröder (SPD-Mitlglied) 
handelte, als er die Sendung ab- 
setzen ließ. Hättest Du geschwie- 
gen. ... 

Man protestiert halt, weil man ja so sehr 
für die Demokratie ist und die anderen 
so sehr dagegen, weil sie sonst doch 
wohl auch protestieren würden. 

Nun ist allerdings die Welt selten so 
unkompliziert, wie sie sich manchmal 
protestierenden Kabarettisten und ande- 
ren Patentdemokraten darstellt. Selbst 
der NDR, oft genug ein Hort der Narren- 
freiheit, hat einen Staatsvertrag, der eben 
dieser Narrenfreiheit Grenzen setzt. 
Selbst der  NDR hat  einen  Intendanten, 
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Albertz will mehr Macht 
Berliner CDU: Spitzenkräfte nicht in die Wüste schicken 

Bürgermeister Albertz hat die Alliierten wieder einmal vor ein Fait accompli 
gestellt. Albertz hat die Genehmigung der Alliierten zu der — zumindest in 
der Form rechtlich umstritten — Umorganisation des Landesamtes für Ver- 
fassungsschutz in eine Abteilung des Innensenators dazu benutzt, mit der 
Berufung des früheren Mitarbeiters des SPD-Ostbüros, Eberhard Zachmann 
alias Müller, zum neuen Leiter des Amtes weitere Personalveränderungen 
durchzumogeln. 

Mit Zachmann, über dessen Tätigkeit 
als Leiter des Referats S beim Innensena- 
tor nichts Nachteiliges bekannt geworden 
ist, der bisher allerdings nicht Beamter 
ist, soll dessen Mitarbeiter Günter Back- 
haus, ein Beamter des mittleren gehobe- 
nen Dienstes, in das Landesamt für Ver- 
fassungsschutz einziehen. Da bei jedem 
Mitarbeiter dieser Dienststelle die ver- 
wandtschaftlichen Verhältnisse aus Sicher- 
heilsgründen — nicht etwa aus Rudimen- 
ten von Sippenhaftungsvorstellungen — 
genau überprüft werden müssen, ist es 
ungewöhnlich, daß Backhaus als der 
.rhwiegersohn eines Westberliner SED- 

""^andidaten Vertrauter von Zachmann 
sein soll. 

Gleichzeitig soll Regierungsdirektor 
Heino Faas, der das Landesamt für Ver- 
fassungsschutz seit der umstrittenen Be- 
urlaubung des früheren Amtsleiters 
Wiechmann fast ein Jahr lang kommissa- 
risch geleitet hat, sein Bündel schnüren 
und anderweitig beim Innensenator ver- 
wendet   werden.   Wenn   man   weiß,   daß 

Narren-Ärger 
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der an diesen Staatsvertrag gebunden ist 
und sein Geld zum Teil dafür bezieht, das 
Programm in Übereinstimmung mit eben 
diesem Vertrage zu halten. Selbst der 
NDR hat überdies Aufsichtsgremien, die 
kritisch und freiheitlich genug sind. Ent- 
scheidungen des Intendanten nachzuprü- 
fen. Bei „Hallo Nachbarn" wird das noch 

^~>schehen. Man wird hören, worum es 
Sei der Sendung gegangen ist, und man 
wird dann vielleicht sogar begründet an 
der Entscheidung des Intendanten An- 
stoß nehmen können. 

Die protestierende Kabarettistengilde 
freilich, die samt Anhang die Freiheit 
in Erbpacht hat und sich auf ihre Narren- 
freiheit manches zugute hält, bedarf sol- 
cher Begründung nicht; sie schießt auch 
unbegründet durchs Gelände, allein schon, 
weil das Schießen soviel Spaß macht. 
Man könnte die Herrschaften, die derlei 
Schaden, den sie stiften, nur sich selbst 
und dem Spott überlassen, wenn der 
beträfe. Aber langsam wird es ungemüt- 
lich, wenn sich hierzulande Grüppchen 
etablieren, die sich mit dem Konformis- 
mus der gewerbsmäßigen Nonkonfor- 
misten einbilden, die alleinseligmachende 
Vorstellung davon zu haben, wer Demo- 
krat ist und wer nicht, wer etwas gegen 
die Freiheit hat und wer für sie ist. Mit 
solcher Machart läßt sich herrlich manches 
ruinieren, vielleicht sogar die Freiheit, 
die die Nachbarn auf der Linken dauernd 
retten wollen." 

Hannoversche Allgemeine Zeitung, 
4. 1. 1966 

Faas als Volljurist fast zehn Jahre lang 
stellvertretender Leiter des Amtes war, 
erscheint der Verdacht nicht abwegig, daß 
man den fachlich wenig versierten Zach- 
mann nicht einer eingearbeiteten Kraft 
vorsetzen will. Ein Sprecher der CDU er- 
klärte dazu, man könne nicht die Spitzen- 
kräfte   des   Verfassungsschutzes   in   die 

Wüste schicken und leitende Stellen mit 
Kräften besetzen, die die erforderlichen 
Voraussetzungen nicht mitbrächten. 

Ob Bürgermeister Albertz mit seiner 
Maßnahme bezweckt, das früher einmal 
wirkungsvolle Instrument gegen östliche 
Spionage und Infiltrationsversuche zu 
einer Nebenstelle des Ostbüros der SPD 
zu degradieren, oder ob er seit der in 
der Öffentlichkeit so umstrittenen Abbe- 
rufung Wiechmanns wirklich keinen an- 
deren Leiter für das Verfassungsschutz- 
amt gefunden hat, muß dahingestellt blei- 
ben. 

Insgesamt beweise die fragwürdige 
Eingliederung des Landesamtes für Ver- 
fassungsschutz in die Innenverwaltung 
erneut die Sucht des Bürgermeisters nach 
verstärkten Kompetenzen, erklärte die 
CDU zu der Umorganisation Berliner 
Ämter. 

Fernsehen und Hörfunk 

Nützliche Erinnerungen 
Den politischen Parteien wird häufig 

der Vorwurf gemacht, sie würden zu oft 
Sendungen in Hörfunk und Fernsehen 
kritisieren und zu selten ein Lob für eine 
besonders gelungene Sendung ausspre- 
chen. Dieser Vorwurf soll gleich mit 
einem Gegenbeispiel entkräftet werden. 
Es gab in der vergangenen Woche im 
Deutschen Fernsehen eine Sendung, die 
in der Tat höchstes Lob verdient. Mat- 
thias Waldens Bericht über „Die golde- 
nen' vierziger Jahre" weckte Erinnerun- 
gen an die Zeit zwischen 1946 und 1948. 
Von den sicher an die zehn Millionen 
Zuschauern, die diese Sendung gesehen 
haben dürften, wird nahezu die Hälfte 
diese Zeit nicht mehr bewußt und inten- 
siv miterlebt haben. Es war deshalb ver- 
dienstvoll, diese Jahre noch einmal mit 
so eindrucksvollen Bildern vor unseren 
Augen lebendig werden zu lassen. 

Wir alle waren damals — nicht einmal 
20 Jahre ist das her — in jeder Weise 
„draußen vor der Tür". Wir hungerten 
und standen bis zu 20 Stunden vor der 
Freibank an und warteten auf Kadaver- 
rationen. Waiden zeigte mit seinem ge- 
schliffenen, aber zu keiner Zeit beleh- 
renden Text, daß wir damals skeptisch 
und zuversichtlich zugleich waren. „Das 
Volk erlebte eine gigantische Robinso- 
nade, nur war die Insel, auf die es ver- 
schlagen war, ohne Palmen, und keiner 
war ganz allein." Damals, als 500 Gramm 
Kakao noch 600 Reichsmark kosteten, 
waren Begriffe wie Punktsystem und 
Care-Pakete, Enttrümmerung, Tauschzen- 
tralen und schwarzer Markt, die wir 
heute kaum noch kennen, der äußere 
Rahmen, in dem sich unser karges Le- 
ben abspielte. Aber wir fanden auch zu 
uns selbst zurück. Heute spielt man sel- 
tener so Theater, wie damals Karl John 
in Wolfgang Borcherts Stück, das als 
„Liebe 47" einer unserer eindrucksvoll- 
sten Nachkriegs filme wurde. 

Gerade in der Weihnachtszeit war 
diese Dokumentation zu einem Thema, 
das uns alle zur Besinnung veranlassen 
sollte, nützlich und notwendig. Golden 
waren die Jahre zwischen 1946 und 1948, 
dem Jahr der Währungsreform, nicht, 
aber   Matthias   Waiden   zeigte,   wieviel 

Grund zur Dankbarkeit wir heute eigent- 
lich hätten. Diese vorbildliche Sendung 
verdient Anerkennung und vielleicht so- 
gar einen der zahlreichen Fernsehpreise. 

Noch ein anderes Vorhaben, diesmal 
aus dem Bereich des Hörfunks, muß her- 
vorgehoben werden. In Idee und Thema 
paßt es sehr gut zu der soeben bespro- 
chenen Sendung. Eine Woche lang 
brachte der Südwestfunk in seinem er- 
sten Programm im Anschluß an die Mit- 
tag snachrichten und die Presseschau 
Nachrichten des Jahres 1945. Auch hier 
gab es ein Wiedersehen mit einer Zeit, 
die man gemeinhin noch so gut zu kennen 
glaubt. Und doch, wie vieles hat man 
vergessen, wie viele Details registrierte 
man mit Überraschung, ja manchmal mit 
unberechtigten Zweifeln an der Echtheit 
dieser Dokumente. Auch diese Sende- 
reihe des Südwestfunks, dem im abge- 
laufenen Jahr ein neuer Intendant und 
ein neuer Programmdirektor frische Im- 
pulse gegeben haben, werden viele 
Hörer mit Gewinn verfolgt haben. 

Der Jahreswechsel ist für unsere Funk- 
häuser in jedem Jahr ein Anlaß zu Rück- 
blicken. Unverständlicherweise gab der 
Westdeutsche Rundfunk auch in diesem 
Jahr wieder seinem umstrittensten Mit- 
arbeiter Peter Bender 45 Minuten lang 
Gelegenheit zu einem repräsentativen 
Rückblick auf die politischen Ereignisse 
des Jahres 1965. Das Deutsche Fernsehen 
ließ sein „Portrait eines Jahres" trotz 
der Erfahrungen des vergangenen Jahres 
wieder von Thilo Koch herstellen. Trotz 
mehrerer Mitarbeiter und Regisseure, 
eines Produktionsleiters und eines Regis- 
seurs entstand so ein Portrait, das 
nicht frei war von Langeweile, von 
Schablonen und oberlehrerhaften Kern- 
sätzen. Da war die sympathische und 
sachliche „Chronik 65" von Rudolf 
Radke im ZDF diesmal um Längen 
besser. Auch der Rückblick der ZDF-Kom- 
mentatoren unter Leitung von Professor 
Waldemar Besson war aus- und abgewo- 
gener als Theo Sommers scharfer Kom- 
mentar über „ein verschenktes Jahr" im 
Deutschen Fernsehen. 

ohg. 



Kurz und interessant 

Im Bundesverkehrsministerium wird 
bereits ein neuer Verkehrsbauplan für 
das Jahrzehnt zwischen 1970 und 1980 
vorbereitet. Die Planungen sind auf ein 
Autobahnnetz von mehr als 7000 km 
Länge abgestellt, das durch eine große 
Anzahl von vierspurigen autobahnähn- 
lichen Bundesstraßen ergänzt werden 
soll. 

Von 1958 bis zum 30. 9. 1965 wurden 
aus Bundesbesitz 11066 Grundstücke in 
einer Gesamtgröße von 10 075 ha mit 
einem Gesamterlös von 624,9 Millionen 
DM verkauft. 8,1 Millionen qm wurden 
davon für den sozialen Wohnungsbau 
zur Verfügung gestellt. 

Nach einer Untersuchung des Deut- 
schen Industrie-Instituts dürften die 
DGB-Gewerkschaften im Jahre 1964 etwa 
447 Millionen DM an Mitgliederbeiträgen 
eingenommen haben. Die acht größten 
DGB-Gewerkschaften besitzen allein ein 
Vermögen von mehr als 600 Millionen 
DM; das gesamte Vermögen (liquide 
Mittel, Beteiligungen und Anlagevermö- 
gen) des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
und seiner Einzelgewerkschaften dürfte 
heute über 750 Millionen DM betragen. 

Blumenfeld auf Platz 1 
CDU Hamburg nominierte Kandidaten für die Bürgerschaftswahl 

Mit dem Landesvorsitzenden Erik Blumenfeld als Spitzenkandidaten geh 
die CDU Hamburg in den Wahlkampf für die Bürgerschaftswahlen, die ini 
März 1966 stattfinden werden. Die Kandidatenliste umfaßt auf den relati^J 
sicheren ersten 50 Plätzen zur Hälfte neue Namen. Die Liste wurde mit 81 von 
142 Stimmen gebilligt. 

Wie Landesvorsitzender Blumenfeld 
dazu erklärte, ist es das Ziel der Ham- 
burger CDU, nach der Wahl den Senat 
mitzubilden. Blumenfeld kündigte in die- 
sem Zusammenhang für Januar die Auf- 
stellung einer Regierungsmannschaft an. 
Der Wahlkampf werde hart, aber fair 
werden. 

Neben der Erneuerung der Kandidaten- 
liste ist auch eine erfreuliche Verjüngung 
festzustellen. Das Durchschnittsalter der 
Bewerber um ein Bürgerschaftsmandat 
sank von 53 auf 47 Jahre. 75 Prozent der 
Kandidaten sind evangelisch, 25 katho- 
lisch. Bei der Wahl im Jahr 1961 waren 
78 evangelisch und 22 katholisch. 

Auf den fünf Spitzenplätzen der CDU- 
Liste stehen Erik Blumenfeld, Dr. Wil- 
helm Witten (Vorsitzender der CDU-Bür- 

gerschaftsfraktion), Carl Damm (stellver 
tretender Fraktionsvorsitzender), Char- 
lotte Fera (Vorsitzende der Landes-Frau- 
envereinigung) und Dr. Wilhelm Imhoff 
(stellvertretender   Landesvorsitzender). 

Unter den neuen Kandidaten befinden 
sich u. a. auf Platz 11 der Landesvorsit- 
zende der Jungen Union, Jürgen Echter- 
nach; auf Platz 19 der Bundesvorsitzende 
der DAG-Jugend, Eduard Prosch; auf 
Platz 26 der Pressereferent des Landes- 
verbandes, Gert Boysen; auf Platz 34 
der stellvertretende Vorsitzende des 
CDU-Bundesausschusses für Verteidi- 
gungspolitik, Volker Starke. 

Mit 25  Jahren   ist  Gunnar Uldall  dp 
jüngste Kandidat,   Senior unter den E 
werbern ist mit 76 Jahren Alfred Brock- 
hagen. 

Seit Jahren bewährt 

Frau Dr. Elisabeth Schwarzhaupt, die 
seit Jahren das Bundesministerium für 
Gesundheitswesen leitet, vollendete am 
7. 1. 1966 das 65. Lebensjahr. Von Haus 
aus Juristin, hat sie sich vor der Über- 
nahme ihres verantwortungsvollen Am- 
tes in der kirchlichen Laienarbeit be- 
währt. 1953 kam sie in den Bundestag; 
sie wurde bald schon stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende und übernahm 
wichtige Funktionen innerhalb der par- 
lamentarischen Vertretung der Union. 
Frau Dr. Schwarzhaupt ist der beste Be- 
weis, daß Frauen auch in der Politik 
ihren Mann stehen. 

SPD lehnt Milchpfennig ab 
Opposition argumentiert ohne Fachkenntnis 

Zu der Entscheidung der SPD, die weitere Bewilligung der Landeszuschüsse 
zur Erhöhung des Auszahlungspreises für Qualitätsmilch zu torpedieren, stellt 
die CDU Schleswig-Holsteins fest: 

Die SPD hat zu erkennen gegeben, daß 
sie ohne Rücksicht auf die derzeitige 
Situation der Landwirtschaft bereit ist, 
aus parteitaktischen Gründen die Ein- 
kommenslage unserer Bauern weiter zu 
schmälern. Sie mißachtet damit den Par- 
lamentsbeschluß, demgemäß das Land sich 

Gegen Steuererhöhung 
Mitfelstandskreis der CDU Bremen mit neuem Vorsitzenden 

Gegen eine Erhöhung des Hebesatzes für die Gewerbesteuer sprach sich 
der Mittelstandskreis des CDU-Landesverbandes Bremen aus. Dadurch würde 
nicht nur die mittelständische Wirtschaft der Hansestadt geschädigt, vielmehr 
würden auch Betriebe ins benachbarte Niedersachsen abwandern. Andere Fir- 
men würden davon abgehalten, sich in der Hansestadt anzusiedeln. 

Der Präses der Handwerkskammer^ 
CDU-Bürgerschaftsabgeordneter Hermann 
Schlüter, wertete es als ein warnendes 
Zeichen, daß das Aufkommen aus der 
Gewerbeertragssteuer in Bremen stag- 
niere. Das ungesunde Verhältnis zwischen 
dem sinkenden Gewerbesteueraufkom- 
men und den leicht steigenden Einnahmen 
aus der Lohnsummensteuer mache die 
schwierige Situation deutlich, in der sich 
die mittelständische Wirtschaft befinde. 
In Bremens mittelständischer Wirtschaft 
sind rund 170 000 Arbeitnehmer beschäf- 
tigt. 

Der neugewählte Vorsitzende des Mit- 
telstandskreises, Markus Kraus, stellte 
folgende Forderungen für die Zukunft 
auf: 

das gegenwärtige Umsatzsteuersystem 
soll durch die Mehrwertsteuer ersetzt 
werden; 

# zumindest    soll    der    Gewerbesteuer- 
Freibetrag erhöht werden,- 

O außerdem müsse die Eigenkapitalbasis 
der Unternehmen  verbessert werden. 

Als spezielle Aufgabe des CDU-Mittel- 
standskreises für Bremen bezeichnete es 
Kraus, das Finanzgebaren der öffentlichen 
Hand sorgfältig zu beobachten. 

Kraus' Vorgänger, Diederich Menke, 
kündigte auf der Tagung an, daß sich der 
Bundesvorstand des Mittelstandskreises 
der CDU in Kürze eingehend mit den Sub- 
ventionen für die Landwirtschaft befassen 
wird. 

zur Auszahlung von zwei Pfennigen pro 
Liter Qualitätsmilch verpflichtet hat. 

Es widerspricht den bisher auch von 
der SPD anerkannten parlamentarischen 
Gepflogenheiten, daß eine zufällige — 
durch Witterungseinflüsse bedingte — 
Ausschußmehrheit rigoros die Lage aus- 
nutzt, es widerspricht ebenso den parla- 
mentarischen Gepflogenheiten, daß Oppo- 
sitionsführer Käber gegen eine Ausschuß- 
Vorlage — noch dazu in Unkenntnis dp- 
Begründung im einzelnen — bereits \ ,, 
der Beratung in aller Öffentlichkeit pole- 
misiert. Sein Votum gegen den Landes- 
milchpfennig wird vollends unhaltbar, 
wenn er — diesmal unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit — mitteilt, der Erzeuger- 
preis für Milch sei nicht ausreichend. 

Die CDU in Schleswig-Holstein wird 
diesen schlechten politischen Stil der 
Opposition nicht hinnehmen. Sie wird 
Sorge tragen, daß die im Parlament ge- 
troffene Entscheidung respektiert wird. 
Der Finanzausschuß des Landtages wird, 
wie der Vorsitzende Staatsrat Mentzel 
mitteilt, das Thema in einer der nächsten 
Sitzungen erneut behandeln und die Ent- 
scheidung vom 24. November korrigie- 
ren. 

Kühlthau gewählt 

Der frühere CDU-Bundestagsabgeord- 
nete Walter Kühlthau wurde durch Be- 
schluß des Landesgruppenvorstandes 
Nordrhein-Westfalen des Verbandes 
kommunaler Unternehmen (VKU) auf die 
Dauer von vier Jahren zum Landesgrup- 
penvorsitzenden des VKU gewählt. 



VERTRIEBENE 

und 
FLÜCHTLINGE 

Patenschaften ausbauen 
Für einen Ausbau der Patenschaften 

zwischen ost- und westdeutschen Städten 
und Gemeinden hat sich der hessische 
CDU-Landtagsabgeordnete Richard Hak- 
kenberg ausgesprochen. 'Vor dem Vertrie- 
benen- und Flüchtlingsausschuß der CDU- 
Landtagsfraktion forderte Hackenberg 
vor allem eine stärkere Unterstützung 
der wissenschaftlichen Arbeiten über die 
Vertreibung. Hackenberg nannte in die- 
sem Zusammenhang Stipendien und fi- 
nanzielle Unterstützung bei Dissertatio- 
nen  über ostkundliche Themen. 

Dritter  Fünf-Jahres-Plan? 
,-«jjFür die Vorbereitung eines dritten 
. anl-Jahres-Planes für die Eingliederung 
der Ostbauern hat sich das heimatver- 
triebene Landvolk in der Ackermann-Ge- 
meinde eingesetzt. Nach Ablauf dieses 
dritten Planes soll die Wiederansetzung 
der aus Ost- und Mitteldeutschland ver- 
triebenen Bauern nach Ansicht der Ak- 
kermann-Gemeinde gelöst sein. In die- 
sem Zusammenhang wurde eine Aufstok- 
kung des zweiten Fünf-Jahres-Planes vor- 
geschlagen, um die gestiegenen Bau- und 
Bodenpreise aufzufangen. 

Eingliederung fortsetzen 
Die Eingliederung der Heimatvertriebe- 

nen und Sowjetzonenflüchtlinge ist nach 
Mitteilung des Bundesvertriebenenmini- 
steriums noch nicht abgeschlossen. Wie 
Bundesvertriebenenminister Dr. Gradl da- 
zu erklärte, besitzen rund 15 Prozent der 
von seinem Ministerium Betreuten noch 
keine ständige Wohnung. Der Anteil der 
Vertriebenen und Flüchtlinge an den un- 
tersten Einkommenstufen ist erheblich 
höher  als  der  der  Einheimischen. 

• 
Neue Anzeige gegen Ulbricht 

In einem Telegramm an Generalbundes- 
anwalt Dr. Martin hat der Schatzmeister 
des CDU/CSU-Landesverbandes Oder- 
Neiße und Bundestagsabgeordnete Edel- 
hard Rock erneut Strafantrag wegen 
Mordes gegen SED-Chef Ulbricht erstat- 
tet. Bereits im Sommer 1965 hatte Rock 
Ulbricht angezeigt, war jedoch abgewie- 
sen worden, da eine Strafverfolgung an 
den derzeitigen Strafprozeßbestimmun- 
gen gescheitert wäre. Rock hat den Ge- 
neralbundesanwalt nun gebeten, für die 
beabsichtigte Strafrechtsreform Vor- 
schläge für eine Änderung der Strafpro- 
zeßordnung zu machen, die ein Verfah- 
ren wegen Mordes auch bei Abwesenheit 
des  Beschuldigten  ermöglichen. 

Der Bundesregierung gedankt 
Die Landsmannschaft der Oberschle- 

sier hat der Bundesregierung für ihre 
stets klare Haltung zum Rechtsstandpunkt 
in der Deutschlandfrage gedankt. Im 
übrigen hat die Landsmannschaft den 
Briefwechsel zwischen dem deutschen 
und dem polnischen Episkopat als einen 
Schritt auf dem Weg der Versöhnung be- 
grüßt, die die Landsmannschaft seit ihrem 
Bestehen anstrebt. 

50 Milliarden DM Verlust 
Eine aufschlußreiche Studie des Heimatverdrängten Landvolks 

Auf etwa 50 Milliarden DM belaufen sich nach den heutigen Verkehrs- 
werten die Verluste, die aus Mitteldeutschland in die Bundesrepublik geflüch- 
tete Landwirte erlitten haben. Seit 1945 sind über 100 000 Landwirte aus der 
sowjetischen Besatzungszone in den freien Teil Deutschlands gekommen. 

Wie aus einer vom Heimatverdrängten 
Landvolk, der Organisation der vertrie- 
benen und geflüchteten Landwirte, ver- 
öffentlichten Broschüre hervorgeht, wer- 
den gegenwärtig nur noch rund 400 000 
Hektar oder 6,3 Prozent der gesamten 
landwirtschaftlichen Nutzfläche Mittel- 
deutschlands privat und ohne Zwangs- 
kollektiv bewirtschaftet. 

In der Broschüre wird erneut darauf 
hingewiesen, daß sich die „Agrarpolitik" 
der SED-Machthaber nicht — wie vorge- 
geben — gegen Großgrundbesitzer, son- 
dern besonders stark gegen kleine und 
mittlere  Bauern   richtet. 

Dabei sind die Kommunisten Mittel- 
deutschlands erheblich über die in ande- 

ren kommunistischen Ländern gesteckten 
Ziele hinausgegangen. In Polen beispiels- 
weise wird noch rund die Hälfte des 
Bodens privat bewirtschaftet. 

Aufgrund des Flüchtlingssiedlungs- und 
des Bundesvertriebenengesetzes sind in 
der Bundesrepublik bisher 160 845 land- 
wirtschaftliche Voll- und Nebenerwerbs- 
stellen für Ostbauern eingerichtet wor- 
den. Diese Bauern bewirtschaften zusam- 
men fast 660 000 Hektar Land. Allein fast 
zwei Drittel dieser Betriebe liegen in 
den Ländern Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen   und  Baden-Württemberg. 

Aus öffentlichen Mitteln wurden zur 
Förderung der Ansiedlung vertriebener 
und geflüchteter Landwirte bisher über 
6 Milliarden DM aufgewendet. 

Für die Freiheit aktiv sein 
Für „Wirtschaftsflüchtlinge" aus Ostblockländern eingesetzt 

Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigungen für alle sogenannten Wirtschafts- 
flüchtlinge aus den kommunistischen Ostblock-Ländern hat der hessische CDU- 
Landtagsabgeordnete Richard Hackenberg gefordert. Er nannte es „tief be- 
schämend", daß Flüchtlinge von deutschen Behörden in ihre Heimatländer 
abgeschoben worden seien, wo sie zu Freiheitsstrafen verurteilt wurden. 

Vor der Jungen Union Frankfurt be- 
tonte Hackenberg, der Westen mache sich 
unglaubwürdig, wenn er Menschen, denen 
die Flucht in die Freiheit gelungen ist, 
wieder in die kommunistischen Länder 
zurückschicke. Im übrigen sei die Wirt- 
schaft der freien Welt in der Lage, die 
„Wirtschaftsflüchtlinge" aufzunehmen. 
Allein    in    der    Bundesrepublik     seien 
700 000 Stellen unbesetzt. 

Hackenberg appellierte bei dieser Ge- 
legenheit an alle Deutschen, die selbst 
in der Vergangenheit in Unfreiheit leben 
mußten, sich aktiv für die Freiheit einzu- 
setzen. Deutschlands Ansehen und Ver- 
trauen bei den osteuropäischen Nachbar- 
völkern könne durch eine hilfsbereite 
Haltung gegenüber den Flüchtlingen aus 
diesen Ländern gestärkt werden. 

Die Ackermann-Gemeinde hat in- 
zwischen politisches Asyl für die Wirt- 
schaftsflüchtlinge gefordert, weil der 
zwangsweise Abschub in ihre Heimat- 
länder sie der Strafverfolgung aus- 
setze. Eine Revision der gegenwärtig 
gültigen Asylbestimmungen sei gerade 
unter diesem Gesichtspunkt ein Gebot 
der Menschlichkeit. 

Wie dazu das Bundesinnenministerium 
auf eine Anfrage des CDU-Bundestagsab- 
geordneten Leicht erklärte, erhalten 
„Wirtschaftsflüchtlinge", die ihre Heimat 
nicht aus politischen, rassischen oder reli- 
giösen Gründen verlassen haben, in der 
Bundesrepublik grundsätzlich kein Asyl- 
recht. Es kann ihnen aber eine Aufent- 
haltserlaubnis erteilt werden. 

Nach den neuen Verwaltungsvorschrif- 
ten werden asylsuchende Ausländer vom 

„Bundesamt für die Anerkennung auslän- 
discher Flüchtlinge" in Zirndorf über- 
prüft, das sich aber nur mit zweifelhaf- 
ten Fällen befasse. Wenn eindeutig eine 
politische Verfolgung feststehe, könnten 
die zuständigen Länderbehörden selbst 
die Entscheidung über den Flüchtling tref- 
fen. 

Dokumentation gefordert 
Die CSU-Bundestagsabgeordneten Dr. 

Becher, Dr. Gleissner und Prochazka ha- 
ben die Vorlage einer Dokumentation 
über die in Jugoslawien an deutschen 
Soldaten und Volksdeutschen begange- 
nen Verbrechen und eine Überprüfung 
des deutsch-jugoslawischen Reisever- 
kehrs gefordert. In einer Stellungnahme 
zu dem Todesurteil gegen einen deut- 
schen Touristen, der angeblich 1945 einen 
Jugoslawen ermordet haben soll, erklär- 
ten die Abgeordneten, es gehe nicht an, 
daß deutsche Touristen wegen angeb- 
licher Untaten bestraft würden, während 
jugoslawische Verbrecher ungeschoren 
bleiben, „die sich an den Massakern ge- 
gen Jugoslawiendeutsche und deutsche 
Kriegsgefangene  beteiligt  haben". 
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Zehn Leitgedanken 
Kommunalpolitische Vereinigung zur Finanzpolitik 

Die Kommunalpolitische Vereinigung der CDU in Nordrhein-Westfalen hat 
aus der Sorge um die angespannte Haushaltslage in den Städten, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden des Landes zehn Leitgedanken zur kommunalen 
Finanzpolitik entwickelt, die über das Land hinaus Bedeutung haben. 

einigung nicht an der Deckungsmöglich- 
keit nur eines Rechnungsjahres orientiert 
werden, sondern sind in eine langfristige 
Finanzpolitik einzuordnen. Was die frei- 
willigen Ausgaben der Gemeinden be- 
trifft, so fordert die Kommunalpolitische 
Vereinigung, daß auch hier die Neube- 
gründung wie die Ausweitung dieser 
Ausgaben sich nach den Möglichkeiten 
der gesamten Finanzlage zu richten ha- 
ben. Die Ratsvertretungen sollten sich 
nicht scheuen, Wünsche auf neue Subven- 
tionen mit gebührender Zurückhaltung zu 
behandeln; das auch dann, wenn die Vor- 
haben eine gewisse Dringlichkeit auf- 
weisen. 

In diesen Leitgedanken wird betont, 
daß auch die kommunalen Vertretungen 
Sorge dafür tragen müssen, das Wäh- 
rungs- und Preisgefüge in der Bundes- 
republik zu sichern. Damit ist klargelegt, 
daß die öffentlichen Ausgaben auch auf 
Gemeindeebene nur in dem Maße stei- 
gen dürfen, wie sie der Rahmen der finan- 
ziellen Leistungsfähigkeit erlaubt. Eine 
besondere Erschwernis für die Gemeinden 
kommt allerdings bei der Darlehensauf- 
nahme durch einen Ministererlaß hinzu, 
durch den die Genehmigung der Dar- 
lehensaufnahme mit einem Effektivzins- 
satz über 7,6 % vorübergehend untersagt 
worden ist. Ähnlich wie auf dieser Seite 
unserer Informationsdienstes vom Rat der 
Stadt Dortmund berichtet wird, so hat 
auch die Kommunalpolitische Vereini- 
gung festgelegt, daß als Voraussetzung 
für die Inangriffnahme von Bauvorhaben 
eine Prüfung der Dringlichkeit zu erfol- 
gen hat. 

Auch die Investitionen dürfen nicht da- 
zu führen, daß die jeweilige Gemeinde 
in der Folgezeit untragbar verschuldet 
wird. Deshalb dürfen Investitionen nach 
Ansicht   der   Kommunalpolitischen   Ver- 

Tauziehen 

Die Saarmetropole wählt Mitte 1966 
einen neuen Oberbürgermeister. Diese 
Position hat zur Zeit Fritz Schuster von 
der FDP/DPS inne. Die Sozialdemokra- 
ten, die heute mit 21 Mandaten die größte 
Fraktion stellen, bereiten sich intensiv 
auf die kommende Machtprobe vor. Die 
CDU erhielt bei den letzten Kommunal- 
wahlen 13 Sitze im Stadtparlament. Die 
SPD setzt alles daran, den Oberbürger- 
meisterstuhl in der Landesmetropole zu 
erobern. Als Kandidaten sind im Ge- 
spräch: ihr erster Landes Vorsitzender, 
Exminister Kurt Conrad, und der Direk- 
tor der Saarbrücker Stadtwerke, der SPD- 
Kreisvorsitzende Karl Heinz Schneider. 
Die Union zeigt sich bemüht, im Bereich 
ihrer zwölf Saarbrücker Ortsverbände ein 
Klima zu erzeugen, mit dem es ihr ge- 
lingen könnte, die SPD-Offensive abzu- 
schlagen. Sie macht sich zur Sprecherin 
aller Bürger und deren Beschwerden. In 
diesem Sinne hat jetzt die CDU-Stadt- 
ratsfraktion an den Oberbürgermeister 
drei Eingaben gerichtet. 

SPD-Moser sagt ,nein' 
Der Vorsitzende des DGB-Landesbe- 

zirks Saar und sozialdemokratische Land- 
tagsabgeordnete Leo Moser lehnte vor 
Betriebsräten und Vertrauensleuten der 
Gewerkschaft Handel, Banken und Ver- 
sicherungen jede Art von Notstandsge- 
setzgebung ab. Er vertrat die Auffassung, 
daß im Falle eines inneren Notstandes 
die vorhandenen Bestimmungen des 
Grundgesetzes ausreichten, um der Situa- 
tion Herr zu werden. SPD-Moser polemi- 
sierte hart gegen die Bundesregierung 
und erklärte, daß man ihr nicht Glauben 
schenken könne, bis sie ihre Karten offen 
auf  den  Tisch   lege. 

Bei dieser Situation ist es selbstver- 
ständlich, daß die Kommunalpolitischel 
Vereinigung daran erinnert, alle Steuer 
quellen in den Gemeinden auszuschöp. 
fen, wenn sie auch sagt, daß die gemeinde 
liehen Steuern nach der Leistungsfähig- 
keit der Steuerpflichtigen festzusetzen 
sind. Ein ernstes Wort richtet die Kom- 
munalpolitische Vereinigung auch an die 
Landkreise, wenn sie sagt, daß die Kreis- 
umlage nur in dem Umfang erhoben wer- 
den sollte, wie sie zur Deckung des Fi- 
nanzbedarfs des Landkreises unbedingt 
notwendig ist und nur soweit die son- 
stigen Einnahmen den Finanzbedarf nicht 
decken. Es sollte vielleicht schärfer als in 
der Vergangenheit geprüft werden, ob 
der Hebesatz der Kreisumlage die kreis- 
angehörigen Städte und Gemeinden nicht 
zum Schaden ihres eigenen Haushalts zu 
hoch belastet. 

Diese Leitgedanken sind allen CDU- 
Fraktionen in den Städten und Gemeinde- 
verbänden des Landes zugegangen. Es ist 
zu hoffen, daß sie dort auf fruchtbaren 
Boden   fallen   werden. 

Unrecht in Dortmund 
CDU-Fraktion unzufrieden mit der Verteilung des Schulraumes 

In diesen Tagen haben in den meisten Städten der Bundesrepublik die Be- 
ratungen über den nächsten Haushaltsplan stattgefunden. In einer ganzen 
Reihe dieser Städte haben die CDU-Fraktionen ein klares Wort der Abgren- 
zung zu den anderen im Rat vertretenen Parteien gesprochen. 

Als Beispiel für viele soll hier die 
Rede des Vorsitzenden der CDU-Rats- 
fraktion in Dortmund, Brinkmann, zitiert 
werden. Dortmund sieht sich nach den 
Worten des CDU-Fraktionsvorsitzenden 
in der gleichen Lage wie viele andere 
Städte: hoher Schuldenstand mit stei- 
gender Tendenz bei dringenden Aufgaben 
und Ausgaben; große Investitionsmaß- 
nahmen, die nicht einmal ausreichen, um 

nis in der Dortmunder Bevölkerung". 
Nach dem Stand vom 15. Mai 1965 gibt 
es in Dortmund insgesamt 145 Volks- 
schulen. Dabei sind die Sonderschulen 
nicht miterfaßt. Es werden in 69 Ge- 
meinschaftsschulen 31 005 Kinder in 49 
katholischen Schulen 16 076 und in 27 
evangelischen Schulen 10 976 Kinder un- 
terrichtet. Von den 69 Gemeinschafts- 
schulen befinden sich 36 Schulen in Neu- 

die  tatsächlichen  Bedürfnisse  zu  decken.     bauten   oder   in   modernisierten   Bauten- 
das sind 52,2 %>. Von den 49 katholischen 
Schulen sind nur 14 in Neubauten oder 
modernisierten     Bauten     untergebracht; 

Stadtverordneter Brinkmann machte 
sich zum Sprecher aller Kommunalpoliti- 
ker, als er den Wunsch nach einer grund- 
legenden Finanzreform aussprach. So- 
lange diese nicht zur Zufriedenheit aller 
Beteiligten durchgeführt werde, sei es 
unmöglich, an den Gemeindesteuern zu 
manipulieren. Die gesetzgebenden Parla- 
mente dürften das Realeinkommen der 
Gemeinden durch die Steueränderungsge- 
setze nicht schmälern, ohne daß sie für 
die Dauer einen brauchbaren Ersatz schaf- 
fen. 

Da aber das Ziel der Finanzreform im 
Moment nicht verwirklicht zu werden 
scheint, sind die Kommunalvertretungen 
ebenso wie Bund und Länder gezwungen, 
bei ihren Ausgaben kurzzutreten. Die 
CDU-Fraktion im Rat der Stadt Dort- 
mund hat daher bereits im vergangenen 
Jahr einen Investitionsplan gefordert und 
nun zusätzlich eine Dringlichkeitsliste, 
um Klarheit über alle Maßnahmen zu be- 
kommen, die in absehbarer Zeit den Haus- 
halt der Stadt in dieser oder jener Form 
belasten werden. 

Auf ein spezielles Thema ging der CDU- 
Fraktionsvorsitzende ein, als er die 
Schulraum-Situation in der Stadt Dort- 
mund behandelte. Nach seinen Worten ist 
vor allen Dingen die Verteilung des neu- 
gebauten Schulraums in den Volksschu- 
len ein   „immer wiederkehrendes Ärger- 
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das   sind   28,6%.   Bei   den   27   evangeli- 
schen   Schulen   sind   es    10   Neubaute 
oder 37%. 

n 

Nimmt man die Schülerzahlen, erläu- 
terte Stadtverordneter Brinkmann, zur 
Grundlage der Berechnung, so verschiebt 
sich das Bild noch krasser. Die erwähn- 
ten 36 Gemeinschaftsschulen mit 20 816 
Schülern bedeuten 67,1 % der Schüler- 
zahlen, die 14 katholischen Volksschulen 
mit 4473 Schülern bedeuten 28,0% und 
die 10 evangelischen Volksschulen mit 
4305 Schülern bedeuten 28,6% der Schü- 
lerzahlen. Mit anderen Worten rund zwei 
Drittel aller Schüler in Gemeinschafts- 
schulen gehen in eine neue Schule, aber 
nicht einmal ein Drittel der Schüler der 
Konfessionsschulen haben das Glück 
einen Volksschulneubau zu besuchen. 

Die CDU-Fraktion in Dortmund stellt 
durch ihren Fraktionsvorsitzenden fest, 
solange das Schulgesetz des Landes Nord- 
rhein-Westfalen drei gleichberechtigte 
Volksschulsysteme vorsieht und gesetz- 
mäßig verankert hat, sollte man auch in 
Dortmund dieses Problem nicht auf an- 
deren Wegen zugunsten der Gemein- 
schaftsschule regeln: „Wir sind nicht be- 
reit, diese Sachlage einfach hinzunehmen. 
Niemand hat das Recht, für oder gegen 
ein Schulsystem zu arbeiten." 


